
Seite 6

           
             
             
               Nr. 2 / 2005 

Ansprache am 16.Januar 2005 in Magdeburg 

von Dipl.-Ing. Reinhold  L e i d e n f r o s t . 

Liebe Kameradinnen, liebe Kameraden, werte 

Anwesende, es jährt sich heute der 60te Jah-

restag der überaus brutalen Zerstörung dieser 

über 1300 Jahre alten und ehrwürdigen Stadt 

Magdeburg. Viele Generationen von fleißi-

gen Bürgern haben in dieser langen Zeit hier 

gelebt und gearbeitet und haben diese Stadt 

zu einem herausragenden geistigen und wirt-

schaftlichen Mittelpunkt Deutschlands ge-

macht. Viele große deutsche Geister haben 

hier gelebt und zum Wohle der Menschen 

beigetragen. Die Trauer und der Schmerz um 

diese große ehrwürdige Stadt, welche am l6. 

Januar 1945 dem Zerstörungswahn der Ter-

rorbomber der Engländer und US-

Amerikaner zum Opfer fiel, wird auch viele 

nach uns folgende Generationen begleiten. Es 

wird auch dann nach den Ursachen und nach 

den eigentlichen Tätern gefragt werden, in 

dessen Gehirnen dieses gewaltige Verbrechen 

entstanden ist. 

Als ich vorgestern ein Buch mit dem Titel   

"Es regnete Feuer ..." zur Hand nahm, wel-

ches vor kurzer Zeit hier in Magdeburg ge-

schrieben, gedruckt und heute auch verkauft 

wird, mußte ich feststellen, daß über die Ur-

sache des Zweiten Weltkrieges die reine Un-

wahrheit und Lüge dem Leser offeriert wird. 

Es steht da in den ersten Zeilen dieses Buches 

geschrieben: 

"Der von Nazi-Deutschland entfesselte 

Krieg schlug entgegen der faschistischen 

Propaganda bald in das Ursprungsland zurück 

..." 
Diese Darstellung ist eine glatte Lüge, was da 

über die Entfesselung des Krieges gesagt 

wurde! Die Schreiberlinge werden sich ein-

mal vor einem deutschen Reichsgericht zu 

verantworten haben! Ich will hoffen, daß es 

bald soweit ist. 

Eine BRD, in der jede Lüge gegen das eigene 

Volk erlaubt ist, soll sich zum Teufel sche-

ren! (Beifall!) 

Nein und nochmals Nein! Es waren die kapi-

talistischen, us-amerikanischen, englischen 

und jüdischen Verbrecher, die einen erbar-

mungslosen Vernichtungskrieg gegen deut-

sches Leben, gegen Männer, Frauen und Kin-

der führten und heute noch führen! 

Die Nazis oder besser die  Nationalsoziali-

sten,  haben  sich trotz     gewaltiger militäri-

scher   Material-Überlegenheit   dieser   alli-

ierten   Kriegsverbrecherbande schützend vor 

deutsche Menschen gestellt! Das ist die 

Wahrheit! Ich selbst war in dieser Zeit deut-

scher Soldat und Flugzeugführer, zuletzt in 

einem Jagdgeschwader. Ich bin Zeitzeuge 

und weiß von was ich spreche. Ich wehre 

mich mit aller meiner noch zur Verfügung 

stehenden Kraft gegen die Lügen, die unauf-

hörlich meinem Volk, auch heute noch, un-

terschoben werden. Zur Hölle mit den Lüg-

nern und ihren Helfershelfern! (Beifall) 

Adolf Hitler war unser Führer im Kampf ge-

gen die kapitalistische Kriegsverbrecherbande 

der sogenannten "westlichen Wertegemein-

schaft", wie sie sich selbst irreführend nennt! 

(Beifall!) 
Die heutige BRD Ist ein Vasallenregime der 

US-Amerikaner mit noch bestehender Feind-

staatenklausel und ohne Legitimation durch 

das deutsche Volk!   Es herrscht noch immer 

nur Waffenstillstand! 

Das DEUTSCHE REICH besteht völker-

rechtlich weiter, es ist nicht untergegangen! 

(Beifall) 
Die BRD ist an den Lügen und Verdrehungen 

der geschichtlichen Wahrheit beteiligt und 

stellt sich schützend vor diese. Alle diese Lü-

gen sind auf Vertuschung alliierter Verbre-

chen ausgerichtet.  Dadurch wird eine Schuld 

für das deutsche  Volk unter Hitler konstru-

iert, welche in keiner Weise vorhanden war, 

und noch ist. Die BRD ist somit der Beschüt-

zer der Lüge! 

Es erhalten die alten Gesetze wieder Gültig-

keit, wenn das DEUTSCHE REICH wieder 

handlungsfähig ist! 

Es lebe die Auferstehung des DEUT-

SCHEN   REICHES! 

Ich betrachte mich als alten Mann, daß es 

meine vordringlichste Aufgabe ist, die Wahr-

heit über die damalige Zeit der jungen Gene-

ration zu übermitteln. 

Die Entfesselung des Zweiten  Weltkriegs 

ging nicht von Deutschland unter Hitler aus! 

Adolf Hitler wollte keinen Krieg! Er erklärte 

in seiner Reichstagsrede vom 19Juli 1940: 

"Ich bin auch heute noch traurig, daß es mir 

trotz meiner Bemühungen nicht gelungen ist, 

mit England zu einer Freundschaft zu kom-

men, die, wie ich glaube, für beide Völker ein 

Segen gewesen wäre". 

Adolf Hitler, sandte sogar seinen Stellvertre-

ter Rudolf Heß nach England, um, auf un-

gewöhnlichem Wege und trotz des bereits be-

stehenden Kriegszustandes, den Frieden wie-

der herzustellen. Der Friedensbote Rudolf 

Heß wurde jedoch 46 Jahre lang unmensch-

lich inhaftiert und dann noch unter der engli-

schen Premierministerin Thatcher im Ge-

fängnis ermordet, als der neue Generalsekre-

tär der Sowjetunion, Gorbatschow, kein In-

teresse an einer weiteren Inhaftierung zeigte. 

Die Veröffentlichung der Gesprächsprotokol-

le wurden von der englischen Regierung um 

weitere 30 Jahre verschoben. Warum wohl? 

Zur Widerlegung der Lügen gegen Deutsch-

land unter Adolf Hitler muß ich wiedermal, 

wie so oft, die ganze geschichtliche Wahrheit 

offen hinausschreien: 

Adolf Hitler wurde am 30.Januar 1933 de-

mokratisch gewählt! 

Bereits 7 Wochen später, am 25.März 1933, 

erklärte der "Jüdische Weltbund" Deutsch-

land den Krieg, 1938  erfolgte die zweite 

Kriegserklärung. 

Roosevelt erklärte schon ein Jahr später, im 

Jahre 1934, vor dem amerikanischen Kon-

greß: 

"Es wird Krieg mit Deutschland geben, alles 

wird von langer Hand geplant und vorbereitet 

... In der Weltpolitik geschieht nichts zufäl-

lig"! 
Churchill, sagte im olympischen Jahr 1936: 

"Wir werden Hitler den Krieg aufzwingen, ob 

er will oder nicht"! 

Churchill, sagte im Jahr 1937 zu Außenmini-

ster Rippentrop:  

"Wenn Deutschland zu stark wird, wird es 

wieder zerschlagen werden". 

Churchill, sagte anläßlich einer Rundfunkre-

de am 3.September 1939: 

"Dieser Krieg ist Englands Krieg und sein 

Ziel ist die Vernichtung Deutschlands

.... Vorwärts Soldaten Christi". Ich betone 

"Vernichtung"! 

Der Zionistenführer Claim Weizmann sag-

te in (Trial an Terror) Seite 417 auf dem 

jüdischen Weltkongreß 1942: 

"Wir leugnen es nicht und haben keine 

Furcht, die Wahrheit zu bekennen, daß dieser 

Krieg unser Krieg ist ... .Wir stellen diesem 

Krieg nicht nur unsere volle propagandisti-

sche Macht zur Verfügung, die die morali-

sche Triebkraft zur Aufrechterhaltung dieses 

Krieges ist ... Und wir sind das trojanische 

Pferd in der Festung des Feindes. Tausende in 

Europa lebenden Juden sind der Hauptfaktor 

bei der Vernichtung des Feindes. Seiten 

73/82. 
Heute nun wollen uns die Schreiberlinge 

des deutschen Schweine-Journalismus 

weismachen, daß der durch die brutale 

Bombardierung entstandene Massenmord 

an unschuldigen Männern, Frauen und 

Kindern Magdeburgs die Nazis waren und 

auch selbstverschuldet war.      

Das ist eine nicht zu überbietende Bösartig-

keit und Unverschämtheit! 

Und nun ein paar Worte zum Luftkrieg: 

Die ersten Bombardierungen deutscher Städte 

durch die Engländer erfolgten auf die Zivil-

bevölkerung Kölns, Mönchengladbachs und 

Lübecks. 
Wir  hatten  damals  die  strikte  Anweisung 

von  unserer  Luftwaffenführung keine 

Wohngebiete, sondern nur militärische Anla-

gen anzugreifen! 

Die Lüge über Coventry: 

Coventry als Stadt wurde nicht angegriffen, 

sondern nur die militärische Ziele, wie die 

außerhalb der Stadt befindlichen Flugzeug-

und Motorenwerke. Leider wurde eine am  

Gleitschirm  hängende  Luftmine  abgetrieben  

und beschädigte   den  Turm  des dortigen 

Münsters. Eine von der englischen Regierung 

angeordnete Evakuierung der Stadt Coventry, 

weil sie befürchteten, daß wir dasselbe wie 

sie tun, wurde von nur von 300 Einwohnern 

befolgt. Die Großstadt Coventry hatte jedoch 

eine    3/4 Million Einwohner, zu eurer In-

formation! 
In London wurden anfangs von uns nur 

Fortsetzung auf  Seite  7 

Trauermarsch anläßlich des 60ten Jahrestages der Bombardie-

rung Magdeburgs  am 16.Januar 1945. 

Fachtag I:

Reichsbürger 
– Totalverweigerer 
von rechts?

19. April 2018
09.30 – 15.30 Uhr

Extremismus und Populismus
Herausforderungen an die 
Demokratie      

Veranstaltungsreihe:

Hotel Schwarzer Adler,
Kornmarkt 5-7, 39576 Stendal

Tagungshinweise:
Veranstalter:
Landeszentrale für politische Bildung Sachsen-Anhalt
Referat 1 
Leiterstraße 2
39104 Magdeburg
netzwerk@lpb.mb.sachsen-anhalt.de
Tel.: 0391-567-6460   
Fax: 0391-567-6464

Anmeldung:
Um eine verbindliche Anmeldung per E-Mail oder Fax mit nach-
folgenden Angaben bis zum 12. April 2018 wird gebeten:

Name, Vorname:

Dienststelle/Institution:

Straße:

PLZ, Ort:

E-Mail: 

Bedarf Barriere-Freiheit:

Teilnahme am Forum Nr.:     

Datum/Unterschrift:

Hinweis: 
Wir versenden keine Anmeldebestätigungen, sofern Sie bis zum 
14. April 2018 keine Absage erhalten, gilt Ihre Anmeldung als 
verbindlich angenommen! 
Lehrkräfte können bei der Schulleitung entsprechend RdErl. des 
MK vom 16. September 2013 – 33-03000-2 „Übertragung von 
Entscheidungsbefugnissen auf Schulleiterinnen und Schulleiter“ 
eine Teilnahme an einer Fortbildung auch ohne WT-Nummer 
beantragen (Antrag auf Sonderurlaub).

Tagungsort:
Hotel Schwarzer Adler Stendal
Kornmarkt 5 – 7
39576 Stendal

v. i. S. d. P.
Landeszentrale für politische Bildung Sachsen-Anhalt, Netzwerk für Demokratie und 
Toleranz, Cornelia Habisch, Leiterstraße 2, 39104 Magdeburg, 
Auflage: 1.500, Fotos: picture alliance/Bildagentur-online/Ohde; Otto Belina; de.wikipedia, 
Gestaltung und Satz: Hoffmann und Partner, Magdeburg
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(Österreich) zog sich aus der inneren Verbin-dung mit dem Reich zurück, es entstand der für Volk und Reich verhängnisvolle preu-ßisch-österreichische Dualismus.       Mit der Bundesakte vom 8.06.1815 wurde das Reich nicht wiederhergestellt. An der Stelle der 269 Reichsglieder des Westfälischen Friedens von 1648 war nun ein deutscher Staatenbund entstanden, der den Gegensatz zwischen Volk und Staat erneuerte und festschrieb. In den Gliedstaaten des "Deutschen Bundes" wurden alle Aktivitäten zur Wiederherstellung der Reichseinheit zum verabscheuungswürdigen Umsturzversuch und brutal verfolgt. Deutschland fiel in ein rabenschwarzes Loch nationaler Knechtselig-keit, ehe es sich mit der Reichsgründung von 1871 neu erhob.      Vielen heutigen Zeitgenossen nahezu un-bekannt ist die Tatsache, daß es im Grunde drei sehr unterschiedliche Gebietseinheiten gibt, die als die letzten Reste des 1806 unter-gegangenen I. Reiches anzusehen sind. Dabei handelt es sich einmal um den heute formal selbständigen Staat Liechtenstein (Fürsten-tum, seit 1919 in einer Zollunion mit der Schweiz verbunden). Dann um das Großher-zogtum Luxemburg (seit 1815). Die ostlu-xemburgischen Gebiete (östlich von Mosel, Sauer und Our) fielen 1814 an Preußen (Bit-burg, St. Vith). Im Gefolge der belgischen Revolution von 1830 fiel Westluxemburg mit dem deutschen Sprachgebiet um Arel 1839 an Belgien, (das Gebiet bildet bis heute die bel-gische Provinz Luxemburg: das Deutschtum wurde romanisiert) .       Im gleichen Jahr wurde auf französisches Betreiben Belgien von  den Niederlanden un-abhängig; so entstand der im Interesse Frank-reichs liegende Kunst- und Pufferstaat Belgi-en (frühere Reichslande: bis 1714 Spanische Niederlande, danach zu Österreich).      1866 schied Luxemburg schließlich aus dem Deutschen Bund aus.  Mit dem früheren Herzogtum Limburg (heute als Provinz Teil der Niederlande) begegnet uns ein weiteres Gebiet, das früher ganz selbstverständlicher Teil des Reiches war, heute scheinbar ebenso selbstverständlich fremdes nichtdeutsches Staatsgebiet darstellt.      1815 wurde auf dem Wiener Kongreß festgelegt, daß das ehemalige Herzogtum Limburg als Provinz der Vereinigten Nieder-lande diesem zugeteilt wird. Nach der Unab-hängigkeit Belgiens (siehe oben) wurde Lim-burg von diesem neuen Staat beansprucht und aus diesem Grunde entlang der Maas geteilt. Der westliche Teil mit Hasselt fiel nunmehr an Belgien, die östliche Hälfte verblieb bei den Niederlanden (mit Maastricht). Mit der Teilung 1839 gehörte diese niederländische Provinz Limburg aber auch zum Deutschen Bund (bis 1866). Diese Regelung erfolgte, da, wie oben beschrieben, Westluxemburg 1839 an Belgien fiel.       So eröffnen sich dem aufmerksamen Be-trachter auf der politischen Landkarte Euro-pas noch heute die früheren Gliederungen des 1806 untergegangenen I. Deutschen Reiches. Es wird einer neuen Generation überlassen bleiben, die Einheit aller Deutschen in einem Neuen Reich zu vollenden.

    

Die Mitgliederversammlung 2004 des Witi-kobundes, der überparteilichen nationalen Gesinnungsgemeinschaft der Sudetendeut-schen Volksgruppe, hat am 30. Oktober 2004 die folgende Entschließung gefaßt: Der Witikobund tritt unverändert für Recht und Wahrheit sowie für eine gerechte Lösung der durch die unverjährbar völkerrechts-widrige Vertreibung geschaffenen Probleme ein, Als nationale Gesinnungsgemeinschaft der Sudeten-deutschen und als Teilnehmeror-ganisation der „Sudetendeutschen Initiative (SDI)“ setzt er sich auch weiterhin - ohne Wenn und Aber - für die Rückgabe des ge-raubten Eigentums an die Berechtigten;, er-satzweise für die Gewährung angemessener Entschädigungen durch die Vertreiberstaaten ein. 
     In diesem  Zusammenhang mißbilligt der Witikobund ganz besonders  die Äußerungen   des   Chefs   der   amtierenden,   rot-grünen   Regierungskoalition, Bundeskanzlers Gerhard Schröder, am 04. Oktober 2004 in Prag, wo-nach „Entschädigungsforderungen deut-scher Vertriebener gegen Tschechien rechtsgrundlos“ seien. Gegen diese verant-wortungslosen Behauptungen des deutschen Regierungschefs protestiert der Witikobund mit aller Entschiedenheit, ebenso gegen vo-rangegangene inhaltsgleiche Äußerungen in Warschau bezüglich der Vertriebenen aus den deutschen Ostgebieten, gegen deren Ansprü-che sich die eigene Regierung pflichtwidrig wendet.

     Damit verletzt der Kanzler seinen Amtseid und seine Amtspflichten. Er distanziert sich zugleich von allen einschlägigen Erklärungen früherer Bundesregierungen. Dafür bieten auch rechtswidrige Drohungen der genannten Vertreiberstaaten mit neuerlichen, ungerecht-fertigten Reparationsforderungen gegen Deutschland keine Rechtfertigung.      Demgegenüber erklärt der Witikobund: Die fortdauernde Verletzung der Menschen-rechte als Dauerdiskriminierung der Betrof-fenen kann nur durch deren Rechtsanerken-nung geheilt werden. Der andauernde rechts-widrige Entzug des Privateigentums der ver-triebenen Sudeten-deutschen durch die Be-nes-Genozid-Dekrete als kollektive Strafe bzw. der Ost- deutschen aus dem polnischen Herrschaftsbereich kann nur durch Anerken-nung des Unrechts und durch Rückgabe bzw. durch angemessene Entschädigung beendet werden und nicht durch einseitige Verzichts-erklärungen zu Lasten Dritter.    Mit Befremden und Mißbilligung hat der Witikobund die pflicht- und satzungswidrigen öffentlichen Überlegungen der BdV-Präsidentüi Erika Steinbach (CDU) zur „Null-Lösung“ bei privaten Anspruchsteilern aus den Vertreibungsgebieten zur Kenntnis ge-nommen. Er fordert als Konsequenz für die-ses unentschuldbare Verhalten deren alsbal-digen Rücktritt, weil sie als Vorsitzende des Dachverbandes der Vertreibungsopfer un-tragbar und als politische Mandatarin über-dies unglaubwürdig geworden ist.      Die Bayerische Staatregierung wird gebe-ten, sich in Ausübung ihrer Schirmherr-

schaftsverpflichtungen mit ihrem ganzen po-litischen Gewicht bei der Bundesregierung in Berlin und beim Bund der Vertriebenen dafür einzusetzen, daß derartige Deutschland und die deutschen Vertriebenen schädigenden Aussagen künftig unterbleiben.  Einstimmige Annahme durch die Mitglieder-versammlung 2004 des Witikobundes e.V. 

Staatshelerei Keine Wiedergutmachung durch Polen und die Tschechei?Völkermord-Tatbestand wird einfach igno-riert! 
von RA. Dr. G e r t n e rIn ihrem 40 Seiten langen Gutachten befassen sich die beiden renommierten Völkerrechts-professoren Frowein (D) und Barcz (PL) mit der Frage, ob und ggf. in welchem Umfang die ostdeutschen Heimatvertriebenen Ansprü-che gegen Polen oder die Bundesrepublik Deutschland geltend machen können. Sinn-gemäß sind diese Ausführungen auch über-tragbar auf die Rechtslage der Sudetendeut-schen im Verhältnis zur Tschechischen Re-publik (R). Beide Gutachter kommen - nicht unerwartet, da sie von den Regierungen ihrer Heimatstaaten dazu den Auftrag erhalten ha-ben - zu dem Ergebnis, daß die ost- und damit auch die sudetendeutschen Heimatvertriebe-nen keine Ansprüche auf Wiedergutmachung in Form der Restitution oder der Entschädi-gung, ja noch nicht einmal in Form einer mo-ralischen Rehabilitierung haben sollen.      Einen Umfang von nur 1½ Seiten machen die Ausführungen zu dem angeblichen Fehlen jeglicher Erfolgsaussicht einer Beschwerde gegen Polen vor dem EGMR aus. Eine solche Beschwerde sei, so heißt es im Eingangssatz „eindeutig aussichtslos“. Dies ergebe sich dar-aus, daß der EGMR in Bezug auf Polen Zu-ständigkeiten nur seit dem Beitritt Polens zur EMRK im Jahre 1993 hat. Eine etwa eingeleg-te Beschwerde würde „mit Sicherheit“ im summarischen Verfahren zurückgewiesen werden. Der Gerichtshof würde nach Auffas-sung der Gutachter feststellen, daß er ratione temporis nicht zuständig sei, weil die Be-schwerde sich auf Vorgänge beziehen, welche lange vor der für Polen geltenden der Konven-tion lägen. Die Gutachter verweisen sodann auf den Fall Malhous v. R. Hier hat der EGMR durch Urteil vom 13.12.2000 entschie-den, daß er Enteignungen aus der Zeit vor In-Kraft-Treten der Konvention nicht überprüfen könne. 

Fortsetzung auf Seite 27

Entschließung des Witiko-bundes Zur politischen Lage 

Gebiete, die nach dem I. und II. Welt- Krieg unter Bruch des Selbstbestimmungs-rechtes abgetreten wurden. 

Wir möchten das Phänomen Reichsbürger 
gemeinsam mit Ihnen aus verschiedenen Perspekti-
ven beleuchten. Referenten aus unterschiedlichen 
Bereichen sorgen für ein differenziertes Bild, und 
auch über Fragen des praktischen Umgangs wollen 
wir mit Ihnen ins Gespräch kommen. 

Diese Tagung richtet sich an Lehrerinnen und 
Lehrer, Sozialpädagoginnen und Sozialpädagogen, 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Polizei und 
der Justiz sowie von Verbänden und Vereinen, die 
Zivilgesellschaft und interessierte Bürgerinnen und 
Bürger. 

Wir freuen uns auf Ihre Teilnahme!



             
             
             
                Nr. 2 / 2005

Seite 13

WAS HAT DIE BRD MIT DEUTSCHLAND ZU TUN ?
von Rainer  D a e h n h a r d tEin typisches Produkt der schon seit zwei 

Generationen laufenden täglichen Gehirnwä-
sche ist die erschütternde Tatsache, daß im 
allgemeinen heutigen Sprachgebrauch die 
Worte „ BRD“ und „ DEUTSCHLAND“  für 
gleichbedeutend angesehen und somit auch 
eingesetzt werden. Als die BRD erfunden 
wurde war dies noch anders. 1948 wurde sie, 
noch vor ihrer Zulassung durch den Alliierten 
Kontrollrat in einer Rede vor dem parlamen-
tarischen Rat durch Prof. Carlo Schmid als 
„OMF“ ORGANISATION DER MODALI-
TÄT EINER FREMDHERRSCHAFT be-
nannt. In den späten 40er-und frühen 50er-
Jahren wurde sie im Volksmund oft als 
„Adenauers verlängerte Hundeleine“ be-
zeichnet. Dabei war dies nicht negativ ge-
meint. Es war nur ein Gedankenversuch, die 
damalige reale Situation darzustellen. Man 
wollte freundlich anerkennen, daß Adenauer 
es versucht hatte, ein Bißchen mehr „freien“  
Spielraum für Restdeutschland zu ergattern. Tatsache war damals jedoch noch, daß, 

sowohl die Briten, als auch die Amerikaner 
und die Sowjets, Deutsche auf deutschem 
Boden hinrichteten ! 
Daß damals noch wesentlich offensichtlichere 
Vasallenstaatdasein, sowohl der DDR als 
auch der BRD, erlaubte kein Aufmucken ih-
rer vom Feind eingesetzten Regierungen, falls 
sie auf die Frechheit kämen, etwas für das 
Deutsche Volk zu tun, was den Besatzungs-
mächten nicht genehm sei. 
Es gibt technisch gesehen, keinen Unter-
schied zwischen den Nachkriegsvasallen-
regierungen welche auf deutschem Boden 
errichtet wurden und der jetzigen von den 
Amerikanern im Irak eingesetzten ! Wer weiß  überhaupt noch,  was das Wort 

„DEUTSCHLAND “  bedeutet ? DEUTSCHLAND IST DAS LAND DER 
DEUTSCHEN!Jeder Versuch einer anderen Interpretation ist 
hahnebücherner Blödsinn! Das Wort „ DEUTSCH “ bedeutet ALLGE-
MEIN ! Wer die deutsche Sprache spricht be-
nutzt die diesem Volkskreis allgemeine Spra-
che ( dem Luther auf das Maul geschaut hatte 
und daher seine Bibelübersetzung in 
DEUTSCH schrieb, damit all diese Völker sie 
verstehen konnten) Somit ist DEUTSCHLAND nicht unbedingt 
ein einfacher geografischer Begriff, wie das 
bei der BRD der Fall ist, sondern wesentlich 
mehr als das, Deutschland bedeutet HEI-
MAT, VATERLAND, URERDE, die Schol-
le die uns gebar und wieder aufnehmen soll. 
Den Begriff BRD mit dem DEUTSCH-
LANDS gleichzusetzen ist eine Beleidigung 
unserer Vorfahren! 

Aus „UN“ - Faltblatt 12/04 

Es war einmal... Es war einmal ein Land im Herzen Europas. 
Die Menschen, die dort lebten, waren zeitle-
bens damit beschäftigt zu arbeiten, Steuern zu 
zahlen und für's Alter vorzusorgen.     Sie beherzigten das Motto ihrer Vorväter 
»Man lebt, um zu arbeiten« und schüttelten 
den Kopf über die gegenteilige Ansicht vieler 
ihrer südlichen Nachbarn, die ihnen einflü-
stern wollten »Man arbeitet, um zu leben«.     Weltweit bekannt wurden diese Menschen 
aus Michelland durch ihre Zipfelmützen, die 
man über Augen und Ohren ziehen konnte, 
um Unangenehmes möglichst nicht zu sehen 
und zu hören. Das nutzten die Politiker von 
Michelland aus und verteilten das Geld und 
Vermögen dieses Völkchens an alle Welt, oh-
ne daß jemand davon las oder hörte oder es 
sonstwie zur Kenntnis nahm.     Da die Menschen nur für angenehme 
Nachrichten die Zipfelmützen lüfteten, wurde 
ihnen versprochen, die Rentenkassen seien 
voll, es gäbe bald überall im Land nur noch 
blühende Landschaften, der Euro mache alles 
preiswerter und einfacher und die EU in 
Brüssel würde den Wohlstand künftig noch 
sicherer machen.     Doch eines Tages wollten die Michel die 
Früchte ihrer nimmermüden Arbeit sehen und 
schoben die Zipfelmützen hoch.Sehr zu ihrem Erschrecken waren die Ren-
tenkassen ratzeputz leer, die früheren DM-
Löhne halbiert, die Euro-Preise aber genau 
so hoch wie zuvor in DM, ihre Arbeitgeber in 
andere Länder entschwunden, die Werke ge-
schlossen und an vielen Läden hing das 
Schild »Zu vermieten«.     Um sich herum sahen die erschrockenen 
Michel nur noch schwarze Löcher neben Rie-
senbergen von aufgetürmten Schulden und 
überall fremdartige Leute, so daß sie ihre 
Heimat gar nicht wiedererkannten.     Daraufhin erhoben sich erste Stimmen des 
Protestes gegen die gutgläubig immer wieder 
gewählten Parteien, und vereinzelt wurde der 
Ruf laut» Wir sind das Volk!«     Das versetzte die Politiker in höchste 
Alarmstufe, und sie holten über viele Jahre so 
viele Nichtmichel ins Land wie nur möglich, 
um sich ein anderes Volk zu schaffen.

Damit diese Nichtmichel dann aber auch ihre 
Gönnerparteien wählen konnten, wurde ein 
neues Staatsbürgergesetz erlassen und eine 
millionenteure Kampagne gestartet, um die 
Nichtmichel zu überreden, die Staatsbürger-
schaft ihres Gastlandes anzunehmen.      Verständlicherweise wollten die Nicht-
michel nun aber auch die gleichen Rechte 
haben und so leben wie die Michel.     Also wurden die Michel wieder zur Kasse 
gebeten: Das sichere Fangnetz der Michel, 
für das sie Jahrzehnte gearbeitet hatten, wur-
de per Gesetz mit größeren Löchern verse-
hen, so daß man leichter durchfallen kann.     Danach mußten sie alles veräußern, was 
sie angespart hatten, und anschließend wur-
den ihre Kinder und Familienangehörigen 
vom Staat belangt. Waren auch die ausge-
plündert, gab's für alle die gleiche »Grund-
versorgung«, für die betroffenen Michel ge-
nau so viel oder wenig wie für die zugewan-
derten Nichtmichel, die nie oder wenig in die 
Sozialkassen eingezahlt hatten.     So wurde nach Meinung der Politiker der 
Grundsatz »Gleiche Rechte für alle« vorbild-
lich verwirklicht.     Als sich das Murren im Volk der Michel 
über diese Entwicklung aber zu einem Bro-
deln verstärkte, beschlossen die Politiker, nun 
Nägel mit Köpfen zu machen:Regierung und Opposition, die in Sachen 
Einwanderung bisher theaterreife Schau-
kämpfe miteinander geführt hatten, um ihre 
stille Übereinstimmung zu vernebeln, einigten 
sich flugs über ein neues Zuwanderungser-
weiterungsgesetz. Das hatte zum Ziel, daß 
künftig noch mehr Nichtmichel einwandern 
und die Parteien sich endlich ein Wahlvolk 
nach ihren Wünschen schaffen können, das 
sich nicht mehr mit so antiquierten Begriffen 
wie »Volk« oder »Nation« gegen die weisen 
Regierungsbeschlüsse auflehnen würde. Als 
die Regierenden glaubten, sie hätten dieses 
Ziel wohl endlich erreicht, beschlossen sie 
folgerichtig, den Nationalfeiertag, den die 
Michel immer am 3. Oktober eines Jahres 
feierten, einfach abzuschaffen, weil die ja nun 
keine Nation mehr seien.     Da aber durchfuhr ein fürchterlicher 
Schreck die Regierenden:Viele der Michel rissen sich die Zipfelmützen 
vom Kopf und warfen diese voller Protest den 
Regierenden vor die Füße.Eilends ließen die Regierenden von ihrem 
Plan ab und beraten nun, wie man verhindern 
könne, daß das gesamte Volk diesem Beispiel 
folgt. 

Sie glauben, werte Leserinnen und Leser 
dieses Märchens, solch ein Michelland 
gäbe es gar nicht?Dann haben SIE Ihre Zipfelmütze noch 
nicht hochgeschoben! 

  
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WAS HAT DIE BRD MIT DEUTSCHLAND ZU TUN ?
von Rainer  D a e h n h a r d tEin typisches Produkt der schon seit zwei 

Generationen laufenden täglichen Gehirnwä-
sche ist die erschütternde Tatsache, daß im 
allgemeinen heutigen Sprachgebrauch die 
Worte „ BRD“ und „ DEUTSCHLAND“  für 
gleichbedeutend angesehen und somit auch 
eingesetzt werden. Als die BRD erfunden 
wurde war dies noch anders. 1948 wurde sie, 
noch vor ihrer Zulassung durch den Alliierten 
Kontrollrat in einer Rede vor dem parlamen-
tarischen Rat durch Prof. Carlo Schmid als 
„OMF“ ORGANISATION DER MODALI-
TÄT EINER FREMDHERRSCHAFT be-
nannt. In den späten 40er-und frühen 50er-
Jahren wurde sie im Volksmund oft als 
„Adenauers verlängerte Hundeleine“ be-
zeichnet. Dabei war dies nicht negativ ge-
meint. Es war nur ein Gedankenversuch, die 
damalige reale Situation darzustellen. Man 
wollte freundlich anerkennen, daß Adenauer 
es versucht hatte, ein Bißchen mehr „freien“  
Spielraum für Restdeutschland zu ergattern. Tatsache war damals jedoch noch, daß, 

sowohl die Briten, als auch die Amerikaner 
und die Sowjets, Deutsche auf deutschem 
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Programm:

09.00 Uhr Anreise, Begrüßungs-Kaffee

09.30 Uhr Begrüßung 
 Cornelia Habisch
 Stellvertr. Direktorin der Landeszentrale für 

politische Bildung

09.45 Uhr Von Antisemitismus über Reichsidee bis 
zur Verschwörungstheorie – 

 die Ideologien der Reichsbürger
 Vortrag, Nachfragen, Diskussion
 Andreas Speit, 
 Sozialwissenschaftler, Autor

10.45 Uhr Kaffee-Pause

11.00 Uhr Reichsbürger in Sachsen-Anhalt – 
 Strukturen, Aktionsformen,  
 Gewaltpotenzial
 Vortrag, Nachfragen, Diskussion
 Dr. Hilmar Steffen, 
 Ministerium für Inneres und Sport, Referat Rechts-

extremismus/Terrorismus

12.00 Uhr Mittagspause

13.00 Uhr  Diskussion in Foren

14.30 Uhr Kaffee-Pause

14.45 Uhr Hinweise für die Praxis

15.15 Uhr Schlusswort, Ende des Fachtages

Forum 1:
Durchs wilde Absurdistan – Reichsbürger und die 
öffentliche Verwaltung
Kommunale Verwaltungen sehen sich seit einiger Zeit mit dem 
Phänomen der Reichsbürger konfrontiert, die eine immense 
Herausforderung darstellen. Anhänger von Reichsbürger-Gruppie-
rungen versuchen immer wieder, sich der staatlichen Verwaltung zu 
entziehen und geraten dabei mit Gesetzen in Konflikte. Doch wie ist 
damit umzugehen?
Impuls:
Gerhard Wetzel, Oberstaatsanwalt bei der Generalstaatsanwaltschaft 
Naumburg 

Forum 2:
Unter Waffen? Zur Militanz der Reichsbürgerbewegung
Im August 2016 endete ein Schusswechsel zwischen Polizeikräften 
und einem Mitglied der Reichsbürgerbewegung in Sachsen-Anhalt 
mit drei Verletzten, im selben Jahr fielen in Bayern tödliche Schüsse. 
Rund 1.100 Reichsbürger haben laut Behörden eine Waffenerlaubnis, 
gewalttätige Aktivitäten nehmen in der Wahrnehmung der Öffent-
lichkeit zu und auch Mitarbeiter der Justiz sehen sich Übergriffen 
ausgesetzt. Wie groß ist das Problem und was ist zu tun?
Impuls:
Andreas Speit, Sozialwissenschaftler, Autor

Forum 3:
Der Umgang mit Reichsbürgern im Schulalltag 
Im Januar 2018 wurde bundesweit über den Fall eines Berliner 
Pädagogen diskutiert, der in seiner Freizeit einen Videokanal betreibt, 
bei dem er Verschwörungstheorien wie auch rassistische und rechts-
orientierte Ideologien verbreitet. Aber auch Jugendliche kommen 
mit Auffassungen der Reichsbürgerbewegung in die Schule. Welche 
Konsequenzen können Schule und Schulverwaltung, aber auch Eltern 
und Schülerinnen und Schüler ziehen? 
Impuls:
Udo Zeidler, Referatsleiter Justiziariat, Schulrecht, Landesschulamt 
Sachsen-Anhalt
Linda Gurill, Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg

Forum 4:
Frauen in der Reichsbürgerbewegung – Geschlechter-
bilder, Rollenverständnis
Frauen in der rechtsextremen Szene sind seit Jahren ein vieldisku-
tiertes Thema, aber wie sieht es in der Reichsbürgerbewegung aus? 
Spielen Frauen dort eine Rolle? Welche Geschlechterbilder herrschen 
hier vor? Welches Familienbild? Susann Bischof gibt Einblicke aus 
ihrer Forschungsarbeit auf ein bisher wenig beachtetes Thema.
Impuls:
Susann Bischof, Sozialwissenschaftlerin, Institut für Demokratie und 
Zivilgesellschaft, Jena

Reichsbürger – Totalverweigerer von rechts?

Etwa 16.500 Reichsbürger zählte das Bundes- 
ministerium des Innern nach Erkenntnissen von 
Bundeskriminalamt (BKA) und Bundesamt für Ver-
fassungsschutz (BfV) Anfang 2018 bundesweit, das 
ist um die Hälfte mehr als im Verfassungsschutz-
bericht für das Jahr 2016 angegeben. Dabei sind 
rund 1.100 Reichsbürger laut BKA und BfV im Besitz 
einer waffenrechtlichen Erlaubnis. Eine wachsende 
Zahl negiert jegliche staatliche Verfasstheit in der 
Bundesrepublik Deutschland, stellt sich eigene 
Pässe und Führerscheine aus, zahlt in eigener Wäh-
rung und versucht, dies – mancherorts auch mit 
rabiatem Vorgehen – gegen Verwaltung und Justiz 
durchzusetzen. 

Sie sind nicht homogen organisiert, und auch ihre 
ideologischen Aussagen sind nicht einheitlich. Es 
handelt sich bei den Reichsbürgern um ein breites 
Spektrum, das von nationalkonservativen Sonder-
lingen über Verschwörungstheoretiker bis hin zu 
Gruppen der extremen Rechten reicht. Doch wie 
ist mit Vertretern dieser Gruppen beispielsweise 
im Alltag der Justizbehörden und der Kommunen 
sowie innerhalb pädagogischer Arbeit umzugehen? 


